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Abstract: 

Polen und Serbien haben in den letzten beiden Jahrzehnten bzw. durchlaufen noch immer im 

Falle Serbiens eine tiefgreifende Autokratisierung von Staat und Gesellschaft, deren strukturelle 

Tiefe demokratische Erneuerung nachhaltig erschwert. Der Text analysiert vier zentrale 

Dimensionen dieser Entwicklung: Rechtsstaatlichkeit, Governance, Medien und Öffentlichkeit 

sowie Ideologie. In diesen Bereichen sind deutliche Merkmale einer starken De-

Demokratisierung und De-Europäisierung zu beobachten gewesen bzw. weiterhin zu 

beobachten. Polen setzte zwar mit dem Regierungswechsel 2023 erste Schritte zur Re-

Demokratisierung, das Ergebnis der Präsidentschaftswahl im Juni 2025 mit dem Sieg des 

rechtsnationalen Karol Nawrocki macht die strukturellen Grenzen dieses Wandels deutlich. 

Serbien hingegen befindet sich in einem fortgeschrittenen Stadium der Autokratisierung, nicht 

zuletzt auch angesichts der repressiven Vorgehensweise des Regimes Vučić gegen die 

studentischen Proteste, die seit November 2024 anhalten. Die EU erwies sich bislang sowohl im 

Mitgliedsstaat Polen als auch gegenüber dem Beitrittskandidaten Serbien als nur begrenzt 

handlungsfähig. Die Analyse macht deutlich: auf längere und substantielle De-Demokratisierung 

folgt nicht automatisch ein erfolgreicher Re-Demokratisierungsprozess, sondern eher ein 

langfristiger und durchaus konflikthafter Prozess mit ungewissem Ausgang. 

 

Abstract Englisch: 

Over the past two decades, Poland and Serbia have undergone, and in Serbia's case are still 

undergoing, a profound autocratization of the state and society, the structural depth of which 

makes democratic renewal difficult in the long term. The text analyzes four central dimensions of 

this development: the rule of law, governance, media and public sphere, and ideology. In these 

areas, clear signs of strong de-democratization and de-Europeanization have been observed 

and continue to be observed. Although Poland took its first steps toward re-democratization with 

the change of government in 2023, the result of the presidential election in June 2025, with the 

victory of the right-wing nationalist Karol Nawrocki, highlights the structural limits of this change. 

Serbia, on the other hand, is at an advanced stage of autocratization, not least in view of the 

repressive measures taken by the Vučić regime against the student protests that have been 

ongoing since November 2024. So far, the EU has proven to have only limited capacity to act, 

both in the member state of Poland and vis-à-vis the accession candidate Serbia. The analysis 

makes it clear that prolonged and substantial de-democratization is not automatically followed by 

a successful re-democratization process, but rather by a long-term and highly conflictual process 

with an uncertain outcome. 
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1 Rückschritt und Rekonstruktion in Polen und Serbien 
De-Demokratisierung und De-Europäisierung als strukturelle Hypothek demokratischer 

Erneuerung 

In Polen und Serbien spielt sich derzeit ein Kampf um Demokratie und europäische Werte ab. 

Beide Länder stehen exemplarisch für die Spannungen zwischen autoritärem Rückbau und 

demokratischem Erneuerungsanspruch im europäischen Raum. Sie zeigen zwei 

unterschiedliche Stadien eines strukturell ähnlichen Prozesses, bei dem formale Institutionen 

erhalten bleiben, ihre demokratische Substanz jedoch zunehmend entleert wurde. 

 

In Polen brachte die Parlamentswahl 2023 einen politischen Wendepunkt und das Ende der 

Herrschaft der rechtspopulistischen Recht und Gerechtigkeitspartei (PiS), die seit 2015 Polen 

auf zunehmend autoritär bzw. illiberale Art und Weise regierte. Doch die Präsidentschaftswahl 

im Juni 2025 hat die Hoffnung auf eine schnelle demokratische Erneuerung gedämpft. Der Sieg 

des PiS-Kandidaten Karol Nawrocki verdeutlicht, dass die Veränderung in der 

Regierungskonstellation nicht automatisch zur Stärkung der Demokratie führt. Die Spuren 

autoritärer De-Demokratisierung und De-Europäisierung prägen Staat und Gesellschaft 

weiterhin tief. 

 

Der neugewählte polnische Präsident Nawrocki kann wohl hier ansetzen: Er stellt sich seit dem 

Beginn seiner Amtszeit als Gegenpol zur Regierung von Donald Tusk dar und setzt auch 

konsequent sein Veto ein, um wichtige Vorhaben der Regierung, mitunter auch im zentralen 

Bereich der Justiz, zu blockieren. Nawrocki liebeäugelt offen mit rechten und rechtsextremen 

Kreisen in Polen und kristallisiert sich zunehmend als jene politische Figur heraus, die in der 

Tradition des ehemaligen starken Mannes in Polen, Jarosław Kaczyński, als politische 

Führungspersönlichkeit der PiS und des rechtsnationalen Polen steht.  

 

In Serbien protestieren seit November 2024, als das Vordach des Bahnhofsgebäudes in Novi 

Sad einstürzte und 16 Menschen tötete, hunderttausende Menschen gegen Korruption, die 

zunehmend autoritäre und repressive Herrschaft von Aleksandar Vučić sowie gegen die 

Medienkontrolle durch das Regime. Proteste, die seit mehr als einem Jahr andauern und 

weiterhin mit großer Energie und Ausdauer das Regime herausfordern, zeugen von einem 

deutlichen Wunsch vieler Menschen nach Rechtsstaatlichkeit, Transparenz und Demokratie in 

Serbien. Das Regime reagiert mit zunehmender Härte und Repression auf die Proteste, was 

zuletzt auch zur stärkeren Kritik aus der EU an Serbien führte. Serbien befindet sich strukturell in 

einem Stadium gefestigter autoritärer Konsolidierung, in dem formale Institutionen nur noch eine 

demokratische Fassade darstellen. Die Entwicklungen bleiben aber enorm dynamisch, so dass 

sich ein weiterer Verlauf der Ereignisse kaum prognostizieren lässt.  
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Das zentrale Ziel des vorliegenden Policy Briefs liegt darin, die strukturelle Tiefe autoritärer 

Transformationen in beiden Ländern zu analysieren. Im Mittelpunkt steht dabei die These, dass 

autoritäre Umbauten oft schnell, zielgerichtet und tiefgreifend erfolgen, während ihre Umkehr - 

Re-Demokratisierung und Re-Europäisierung - langwierig, konflikthaft und strukturell erschwert 

ist. Die Analyse folgt vier Dimensionen: rechtsstaatliche Ordnung, institutionelle Governance, 

Medien und Öffentlichkeit sowie Ideologie. Entlang dieser Achsen wird gezeigt, wie tiefgreifend 

sich De-Demokratisierung und De-Europäisierung in Polen und Serbien eingeschrieben haben. 

Der Wiederaufbau demokratischer Ordnung beginnt nicht bei null, sondern unter den 

Bedingungen deformierter Institutionen, geschwächter Öffentlichkeit und ideologischer 

Vergiftung. 

 

Die Entwicklungen in Polen und Serbien stehen exemplarisch für das Ende eines liberal-

demokratischen Narrativs mit dem Ursprung in den 1990er Jahren des vorherigen Jahrhunderts, 

das von der Erwartung eines kontinuierlichen Demokratisierungs- und 

Europäisierungsprozesses geprägt war. Wir befinden uns heute aber in einem Zeitalter, in dem 

demokratische Regression weit verbreitet ist und autoritäre Versuchungen und 

Herrschaftsformen auf dem Vormarsch sind. Demokratie erscheint aus dieser Perspektive nicht 

mehr als einzig logischer Endpunkt, sondern ist zunehmend umkämpft. Der Bertelsmann 

Transformationsindex (BTI) stellt weltweit 74 Autokratien nur mehr 63 Demokratien gegenüber, 

spricht allgemein von einem neuen Tiefstand in allen Untersuchungsdimensionen und weiterhin 

rückläufigem Trend (Donner/Hartmann 2024, 4f, 15).  

 

Zur konzeptionellen Einordnung unterscheiden wir zwischen relativer und absoluter De-

Demokratisierung bzw. De-Europäisierung. Grunsätzlich weisen beide Prozesse große 

strukturelle Ähnlichkeiten auf und gehen oft in der politischen Praxis Hand in Hand. Aus 

Gründen der begrifflichen Klarheit sei hier betont, dass sich der Begriff der De-Demokratisierung 

im Kern auf einen Prozess bezieht, durch den demokratische Strukturen und Praktiken, 

einschließlich der politischen Teilhabe, der Rechtsstaatlichkeit und der Menschenrechte, 

abgebaut oder untergraben werden. (Bermeo 2016) Der Begriff der De-Europäisierung 

beschreibt den Rückzug oder die Verringerung europäischer Integration und Zusammenarbeit. 

Dies kann durch nationale Regierungen geschehen, die Entscheidungen und Praktiken, die 

zuvor im Rahmen der Europäischen Union oder durch europäische Institutionen bzw. im 

Prozess der EU-Erweiterung getroffen wurden, revidieren oder zurücknehmen. Der Begriff wird 

oft im Zusammenhang mit politischen Parteien und Bewegungen verwendet, die sich gegen 

europäische Institutionen und deren Einfluss auf nationale Politiken aussprechen. 

(Schimmelfennig/Sedelmeier 2005). Während bei beiden Begrifflichkeiten relative Prozesse ein 

Zurückbleiben innerhalb gemeinsamer Entwicklungspfade markieren, steht absolute 

Abweichung für eine grundlegende Abkehr von europäischen Normen und demokratischen 

Standards (Ágh 2015, 7). Ergänzend ist die Differenz zwischen performativen Erscheinungen 

wie symbolischer Rhetorik und substanziellen Eingriffen in institutionelle Ordnungen zentral 

(Müller et al. 2021, 529f). Im Fokus unserer Analyse stehen jene Prozesse, die substanziell und 

zunehmend absolut verlaufen und damit die strukturellen Grundlagen demokratischer 

Erneuerung nachhaltig erschweren.  
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2 Demokratische Entwicklung im Spiegel internationaler 
Indizes 
Die Entwicklung der Demokratie in Polen und Serbien lässt sich auch im längerfristigen Verlauf 

zentraler Demokratieindizes nachzeichnen. Eine komprimierte Einordnung bietet an dieser Stelle 

eine erste Kontextualisierung der beiden Fallbeispiele in einem größeren vergleichenden 

Kontext.  

 

Nach dem EU-Beitritt Polens 2004 verzeichneten der BTI 2006 im Bereich der Demokratie einen 

großen Sprung von 5,0 auf 9,2 von 10 möglichen Punkten, wobei 10 Punkte für eine stabile 

liberal-demokratische Ordnung stehen. Mit dem Regierungsantritt der PiS im Jahr 2015 setzte 

jedoch ein markanter Rückgang ein, der sich auch in anderen Indizes niederschlug. Freedom 

House bewertete Polen 2017 noch mit 89 von 100 Punkten, 2024 waren es nur mehr 80. V-Dem 

platzierte Polen an erster Stelle im Ranking der „Top-10 Autocratizing Countries, 2010-2020“ und 

verzeichnete einen Abstieg von einer liberal democracy zur electoral democracy (Alizada et al. 

2021). 

 

2023 folgte dann die Kehrtwende durch das Ende der PiS-Regierung. Der Economist 

Democracy Index stufte Polen im Bericht des Jahres 2024 auf den 10. Platz in der Kategorie der 

„Top Ten upgrades“ ein (Economist Intelligence Unit 2024). Auch Freedom House verzeichnete 

2025 den ersten leichten Anstieg mit jeweils einem Punkt mehr im Bereich der politischen 

Rechte und der bürgerlichen Freiheiten. Dennoch betont V-Dem im Democracy Report 2025, 

dass Polen noch immer deutlich unter seinem Demokratieniveau von 2015 liege (Altman et al. 

2025). Dies unterstreicht, wie tief die autoritären Umbauten in die demokratische Substanz 

eingedrungen sind und wie langwierig sich deren Rückbau selbst nach einem politischen 

Machtwechsel gestaltet. 

 

Für Serbien berichtete Freedom House bereits 2017, dass unter der Führung von Präsident 

Vučić und der Serbischen Fortschrittspartei (SNS) die politischen Rechte und bürgerlichen 

Freiheiten seit 2012 schrittweise ausgehöhlt wurden. Seit 2017 ist auch das serbische Freedom 

in the World Rating kontinuierlich gesunken (Freedom House 2017). Während es 2017 noch bei 

76 von 100 Punkten lag, waren es im Bericht 2025 nur mehr 56 (Freedom House 2025). Auch 

der Bertelsmann Transformationsindex erreichte 2012 mit 8,05 Punkten seinen bisherigen 

Höchststand im Bereich der politischen Transformation und zeigt seither einen konstanten 

Abwärtstrend. V-Dem stufte Serbien bereits 2014 als electoral autocracy ein und führte es 2022 

als einen der weltweit führenden sich autokratisierenden Staaten (Alizada et al. 2022). Der 

Democracy Index der EIU lokalisiert Serbien im Jahr 2024 am unteren Ende der Kategorie der 

fehlerhaften Demokratien. Auch 2025 zählt das Land laut V-Dem weiterhin zu den größten 

Negativbeispielen weltweit und weist innerhalb Europas den zweitschwersten demokratischen 
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Verfall nach Ungarn auf (Altman et al. 2025). Eine positive Wende wie jene in Polen, konnte in 

Serbien – jedenfalls bislang – noch nicht verzeichnet werden. 

 

Um zu verstehen, wie sich De-Demokratisierung und De-Europäisierung in Polen und Serbien 

vollzogen haben, ist ein genauerer Blick auf zentrale staatliche und gesellschaftliche Bereiche 

erforderlich. Die folgenden Kapitel widmen sich deshalb jenen Feldern, in denen sich die 

autoritäre Transformation am sichtbarsten und substantiellsten vollzog. 

 

3 Rechtsstaat unter Druck: Entkernung, 
Instrumentalisierung und Entkopplung 
 

Die strukturelle Tiefe der De-Demokratisierung und De-Europäisierung in Polen und Serbien 

zeigt sich besonders deutlich im Bereich der rechtsstaatlichen Ordnung. Beide Länder haben in 

den vergangenen Jahren zentrale Kontrollinstanzen systematisch entkernt und politisch 

instrumentalisiert. Diese Entwicklungen markieren keine bloß performative Distanzierung vom 

europäischen Modell, sondern eine substanzielle und zunehmend absolute Abkehr von 

demokratischen Kernprinzipien. 

 

In Polen begann der Umbau der Justiz bereits kurz nach dem Wahlsieg der PiS im Jahr 2015 

mit einem gezielten Angriff auf das Verfassungsgericht. Dessen Besetzung mit parteinahen 

Richterinnen und Richtern unter Missachtung geltender Verfahren leitete einen umfassenden 

Justizumbau ein (Sweeney 2020, 24). Ab 2018 war das Verfassungsgericht faktisch der 

Legislative untergeordnet, wodurch wesentliche verfassungsrechtliche Kontrollmechanismen 

ausgehebelt wurden. Weitere Justizinstitutionen wurden durch sogenannte Neo-Richter oder 

Richter-Doubles ersetzt, was nicht nur ihre Unabhängigkeit, sondern auch ihre Legitimität 

untergrub (Grzeszczak 2024, 2). Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 

stellte Verstöße gegen das Recht auf ein faires Verfahren vor einem unabhängigen Gericht fest. 

Besonders deutlich zeigte sich dies in der Entscheidung des Gerichts, dass Verfahren vor 

bestimmten neu geschaffenen Kammern in Polen gegen das Recht auf ein faires Verfahren vor 

einem unabhängigen Gericht verstoßen. Diese Kritik fand ihre deutlichste Bestätigung auf 

europäischer Ebene darin, dass der Gerichtshof der Europäischen Union ein 

Vorabentscheidungsersuchen einer solchen Kammer nicht behandelte, da er sie nicht als 

unabhängiges Gericht im Sinne des EU-Rechts ansah. Dieser symbolische Akt unterstrich die 

substanzielle De-Europäisierung der polnischen Justizordnung (Stolarek & Naumann 2025, 3). 

 

In Serbien setzte unter der SNS-Regierung ein schleichender Rückbau rechtsstaatlicher 

Strukturen ein. Der Rule of Law Score des World Justice Project (2024) ist in den letzten neun 
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Jahren stetig gesunken. Im Bereich der Constraints on Government Powers liegt Serbien 2024 

weltweit auf Rang 128 von 142 Ländern. Innerhalb Europas sind lediglich Belarus, Russland und 

die Türkei noch niedriger gereiht. Die politische Kontrolle über die Besetzung der Richter*innen 

durch das Parlament unterminiert die Unabhängigkeit der Justiz ebenso wie der dokumentierte 

externe Druck auf richterliche Entscheidungen (Milacic 2024, 49). Zwar bestehen formale 

Institutionen fort, doch laut Freedom House (2025) sind diese durch politische Einflussnahme, 

administrative Schwächen und systemische Korruption weitgehend unter der Kontrolle des 

Regimes. Die Demontage rechtsstaatlicher Prinzipien geht dabei häufig mit einer rein 

rhetorischen Bejahung der EU-Integration einher (die serbische Regierung betont selbst immer 

wieder, dass die EU-Integration ein zentrales Ziel Serbiens ist), tatsächlich vollzieht sich aber 

eine gezielte funktionale Umdeutung rechtsstaatlicher Institutionen. Es handelt sich also hier um 

eine performative Europäisierung bei faktischer und substanzieller De-Europäisierung. 

 

4 Vom Kontrollorgan zur Machtsäule: Die politische 
Umnutzung der Institutionen 
Die institutionelle Governance in Polen und Serbien zeigt eine über den Justizbereich 

hinausgehende, systematische politische Instrumentalisierung staatlicher Strukturen. Dabei geht 

es nicht allein um den Abbau rechtlicher Kontrolle, sondern um die aktive Umgestaltung 

institutioneller Ordnung im Sinne autoritärer Machtsicherung und einer politischen 

Gleichschaltung der Institutionen. 

 

Die PiS-Regierung verfolgte vom Beginn an eine gezielte Strategie institutioneller 

Vereinnahmung. Im Parlament wurde die Opposition als Fremdkörper behandelt, systematisch 

marginalisiert und eingeschüchtert (Sadurski 2019, 132). Das Konzept der Neutralität des 

öffentlichen Diensts war ab Dezember 2015 de facto aufgegeben. Durch ein Gesetz entfiel die 

Verpflichtung zur Ausschreibung hochrangiger Positionen und Einstellungen erfolgten auf 

Grundlage von Parteitreue und persönlichen Beziehungen (Freedom House 2022). 

Zivilgesellschaftliche Organisationen wurden durch die Schaffung neuer Institutionen  in ein 

ideologisch kontrolliertes Fördersystem überführt. Konservative, christlich geprägte NGOs 

wurden systematisch bevorzugt, während liberale oder regierungskritische Akteure benachteiligt 

oder ausgeschlossen wurden (Sadurski 2019, 144f). Diese Form struktureller Steuerung zielte 

darauf, gesellschaftliche Arenen unter parteipolitische Kontrolle zu bringen und politische 

Pluralität administrativ zu begrenzen. 

 

In Serbien ist die institutionelle Vereinnahmung noch weiter vorangeschritten. Spätestens seit 

2014 verfolgt die Regierung unter Aleksandar Vučić eine Strategie des institutional reversal 

(Pavlović 2020, 20), bei der demokratische Institutionen nicht nur ausgehöhlt, sondern gezielt 

repressiv umgewidmet werden.  Kontrollorgane wie die Ombudsstelle, die Medienaufsicht oder 

Antikorruptionsstellen wurden mit loyalen Funktionsträgern besetzt und dadurch ihrer 
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ursprünglichen Kontrollfunktion beraubt (Milačić 2024, 50). Polizei und Geheimdienste werden 

als Repressionsapparate zur Einschüchterung zivilgesellschaftlicher Akteure instrumentalisiert, 

was zu einer repressiven Alltagsrealität für Aktivist*innen, Journalist*innen und oppositionelle 

Gruppen führt (Bertelsmann Stiftung 2024). Auch das Wahlsystem wird durch asymmetrische 

Ressourcenverteilung und administrative Einflussnahme gesteuert und durch Kontrolle der 

Medien und der Öffentlichkeit massiv beschädigt. Die Ergebnisse der nicht fairen und freien 

Wahlen – vor allem der letzten Wahl, die im Dezember 2023 stattgefunden hat – können daher 

als nicht legitim erachtet werden (Freedom House 2025, Dzihic 2024). 

 

In beiden Ländern ist die institutionelle Aushöhlung eine bewusste Strategie, die darauf abzielt, 

staatliche und gesellschaftliche Sphären langfristig ideologisch und machtpolitisch zu 

kontrollieren. Dabei agiert Serbien bereits in einem Stadium, in dem institutionelle Formen nur 

noch zur Legitimation autoritärer Praxis dienen, während in Polen erste Versuche des 

Wiederaufbaus der freien und unabhängigen Institutionen durch die neue Regierung mit einer 

strukturell deformierten Institutionenlandschaft zu kämpfen haben. Die strukturelle 

Voraussetzung jeder Re-Demokratisierung liegt somit in der Frage, ob es gelingt Institutionen zu 

entpolitisieren und funktional neu zu legitimieren. 

 

5 Kein Platz für Widerspruch: Kontrolle von Medien und 
Öffentlichkeit 
Die Kontrolle über Öffentlichkeit und Medien ist ein zentrales Machtinstrument autoritärer 

Systeme. In Polen und Serbien wurde der mediale Raum schrittweise gezielt umgestaltet, um 

oppositionelle Stimmen zu marginalisieren, politische Hegemonie zu sichern und europäische 

Normen wie Medienfreiheit, Pluralismus und journalistische Unabhängigkeit zu untergraben. 

Diese Transformationen verlaufen nicht zufällig, sondern sind systematisch in autoritäre 

Gesamtstrategien eingebettet. 

 

In Polen setzte die PiS früh auf eine politisch gesteuerte Medienlandschaft. Die öffentlichen 

Medien verloren ihre Unabhängigkeit zugunsten einer national-konservativen Programmatik, die 

den politischen Diskurs aktiv steuern sollte (Potulski & Kamińska-Korolczuk 2024, 57). Bereits 

2015 und 2016 bildeten der Small und der Big Media Act die Grundlage für die Umwandlung 

öffentlicher Sender in regierungstreue Propagandakanäle (Sweeney 2020, 29; Sadurski 2019, 

138). Potulski und Kamińska-Korolczuk (2024, 57) identifizieren noch zwei weitere zentrale 

Elemente des Umbaus hin zu einem politisierten Mediensystem: Die Versuche, oppositionelle 

private Medien aufzukaufen oder in ihrer Wirkungsmöglichkeit einzuschränken sowie den 

strategischen Aufkauf von Lokalzeitungen durch den staatlichen Ölkonzern Orlen. Diese mediale 

Konzentration steht für eine substanzielle, ideologisch gesteuerte De-Demokratisierung und 

ermöglicht zugleich eine performative De-Europäisierung auf diskursiver Ebene. 
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In Serbien lässt sich ein noch stärker repressiv geprägtes Medienmodell beobachten. Kaum ein 

anderer Bereich ist so klar mit dem Aufstieg von Vučić SNS verbunden wie der Rückgang der 

Medienfreiheit (Castaldo & Pinna 2018, 275). Die mediale Ungleichheit kulminiert in der fast 

schon omnipräsenten Person des Präsidenten. Nationale Fernsehsender räumen der 

Regierungspartei über 90 Prozent der Sendezeit ein, während oppositionelle Kräfte fast 

vollständig ausgeschlossen bleiben (CRTA 2024). Präsident Vučić selbst dominiert die 

Berichterstattung durch fast tägliche Ansprachen. Im Vorjahr zählte das CRTA 354 Live-Auftritte. 

Gleichzeitig wird kritische Berichterstattung systematisch unterdrückt. 2024 registrierte der 

unabhängige Journalistenverband Serbiens 166 Angriffe auf Journalisten und Journalistinnen 

(Freedom House 2025). V-Dem zählt Serbien zu jenen Ländern, in denen hohe 

Desinformationswerte mit demokratischem Verfall einhergehen (Altman et al. 2024, 45). Diese 

vollständige Vereinnahmung des medialen Raums stellt eine bewusste Abwendung von 

europäisch verankerten Prinzipien dar und steht somit für eine fortgeschrittene Form der De-

Europäisierung (Castaldo & Pinna 2018, 277).  

 

In beiden Ländern fungierte Medienkontrolle als eigenständige Säule des Rückbaus. Die 

Wiederherstellung einer pluralistischen Öffentlichkeit stellt in beiden Kontexten eine zentrale 

Voraussetzung für Re-Demokratisierung dar. Sie erfordert nicht nur regulatorische Reformen, 

sondern auch eine Stärkung gesellschaftlicher Gegenöffentlichkeit, Medienbildung und 

Schutzmechanismen für unabhängigen Journalismus. 

 

6 Die Macht der Narrative: Ideologie als Triebkraft 
Autoritäre Transformationen in Polen und Serbien sind nicht nur durch institutionelle Eingriffe 

geprägt, sondern auch ideologisch tief verankert. In beiden Fällen wurde die politische 

Umgestaltung durch diskursive Strategien begleitet, die demokratische Prinzipien delegitimieren 

und europäische Werte als Bedrohung inszenieren. De-Demokratisierung und De-

Europäisierung vollziehen sich damit nicht allein durch exekutive Maßnahmen, sondern werden 

auch diskursiv vorbereitet, flankiert und legitimiert. 

 

Eine zentrale, verbindende ideologische Klammer in beiden Fällen ist dabei ein expliziter 

Nationalismus, der von führenden Persönlichkeiten wie Jarosław Kaczyński und nun auch Karol 

Nawrocki in Polen bzw. Aleksandar Vučić aktiv vorangetrieben wird. Dieser Nationalismus bildet 

das Fundament für ein kollektives Selbstverständnis, das sich oft durch eine glorifizierende 

Geschichtsinterpretation, die Betonung nationaler Opfererzählungen und die Konstruktion eines 

„inneren“ und „äußeren“ Feindes auszeichnet. In Polen manifestierte sich dies in der 

Rehabilitierung nationaler Helden und einer kritischen Auseinandersetzung mit der deutschen 

und russischen Geschichte, (Cadler/Szulecki 2020) während in Serbien der serbische 

Opfermythos und die Bewahrung der nationalen Identität – insbesondere in Bezug auf Kosovo 
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und serbische Minderheiten in Nachbarstaaten – zentral sind. (Bieber 2023) Beide Narrative 

fördern ein starkes Gefühl nationaler Einheit und Souveränität, das als Legitimation für die 

Beschränkung liberaler demokratischer Prinzipien dient. Im Zuge der De-Demokratisierung wird 

diese nationalistische Ideologie instrumentalisiert, um unabhängige Institutionen zu schwächen 

und die Macht der regierenden Partei zu konsolidieren.  

 

Zentrales ideologisches Muster in beiden Staaten war – in Polen unter der PiS Regierung und 

heute bei Präsident Nawrocki – die Konstruktion eines Feindbilds Brüssel bzw. des liberal deep 

state des Westens im Narrativ von Aleksandar Vučić. Die EU und der Westen erscheinen im 

Diskurs nicht als Wertegemeinschaft, sondern als Symbol für moralische Entfremdung, kulturelle 

Fremdbestimmung und Bedrohung für die eigene nationale Identität. In Polen wurde Europa 

systematisch als Gegensatz zur nationalen, christlich geprägten Ordnung dargestellt. In Serbien 

fungiert die EU insbesondere in der Kosovo-Frage oder bei LGBTQ-Themen als 

Projektionsfläche für einen antiwestlichen Affekt. Diese performative De-Europäisierung entfaltet 

gerade dort Wirkung, wo sie nationale Souveränität gegen liberale „Überfremdung“ in Stellung 

bringt. 

 

Getragen wird diese ideologische Rahmung von konservativen, patriarchalen und religiös 

konnotierten Weltbildern. Antigender- und Antiwoke-Rhetorik dienen als 

Mobilisierungsinstrumente gegen Gleichstellung und pluralistische Gesellschaftsmodelle. In 

beiden Ländern verknüpfen sich solche Narrative mit nationalistischen Selbstbildern, etwa jenem 

eines „stolzen Volkes“ der Serben und der Polen, und mit verschwörungstheoretisch gefärbten 

Angriffen auf angeblich „fremdgesteuerte“ Medien, NGOs oder internationale Organisationen. 

Das Christentum wird als kulturelle Abgrenzungslinie ebenso instrumentalisiert wie das Bild 

„bedrohlicher Anderer“, etwa in Bezug auf Geflüchtete oder den Islam. 

 

Diese ideologische Grundierung wirkt weit über bloße Rhetorik hinaus. Sie stabilisiert autoritäre 

Machtverhältnisse, indem sie Repression legitimiert, Kritik delegitimiert und demokratische 

Alternativen diskursiv entwertet. Damit schafft sie eine mentale Infrastruktur, die Re-

Demokratisierung nicht nur institutionell, sondern auch kulturell erschwert. Ein nachhaltiger 

demokratischer Neuanfang erfordert daher nicht nur strukturelle Reformen, sondern auch eine 

Auseinandersetzung mit jenen ideologischen Deutungsmustern, die autoritäre Regression erst 

denk- und sagbar gemacht haben. 
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7 Begrenzter Einfluss: Die EU im Umgang mit autoritärem 
Rückbau 
Die EU war lange Zeit nicht nur der normative und auch praktische Rahmen, sondern durch die 

Politik der EU-Erweiterung eine treibende Kraft für Demokratisierung und Europäisierung. Diese 

Rolle als normative Ordnungsmacht gerät durch die autoritären Rückschritte in einzelnen 

Mitglieds- und Beitrittsländern zunehmend unter Druck. Gerade vor diesem Hintergrund stellt 

sich die Frage, ob und in welchem Ausmaß die EU überhaupt wirksam auf De-Demokratisierung 

und De-Europäisierung in den Mitgliedsstaaten bzw. den Kandidatenstaaten für die EU-

Mitgliedschaft reagieren kann. 

 

Im Fall Polens zeigte sich die EU während der PiS-Regierung begrenzt in der Lage, auf 

demokratische Rückschritte wirksam zu reagieren. 2017 leitete die Europäische Kommission – 

das erste Mal in ihrer Geschichte – ein Rechtsstaatlichkeitsverfahren nach Artikel 7 Absatz 1 ein, 

2021 folgten Strafgelder und das Einfrieren von EU-Mitteln, um auf die politisierte Justizreform 

zu reagieren. Diese Maßnahmen waren Ausdruck klarer Kritik, zeigten auch Wirkung, konnten 

den autoritären Umbau jedoch nicht aufhalten. 

 

Nach der Wahl 2023 hob die EU-Kommission Teile der eingefrorenen Mittel wieder auf, obwohl 

zentrale rechtsstaatliche Reformen noch ausstanden. Kritische Stimmen warnten, dies könne als 

verfrühte Normalisierung verstanden werden. Zwar stärkte die Wiederfreigabe der Mittel 

kurzfristig die Glaubwürdigkeit der neuen Regierungskoalition und erfüllte zentrale Erwartungen 

vieler Wähler und Wählerinnen, doch entfiel damit auch ein wichtiges Druckmittel, um nicht nur 

Reformpläne, sondern deren tatsächliche Umsetzung abzusichern (Marczewski 2025).  

 

Im Umgang mit Serbien zeigt sich die begrenzte Steuerungsfähigkeit der EU gegenüber 

autoritärer Rückentwicklung besonders deutlich. Die demokratischen Rückschritte unter 

Präsident Vučić sind seit Jahren gut dokumentiert, doch offizielle Reaktionen aus Brüssel 

bleiben, gerade von Kommissionsseite, zurückhaltend. Gerade hinsichtlich der seit November 

2024 anhaltenden Massenproteste ist die EU lange Zeit besonders verhalten gewesen und 

verblieb bei formelhaften Hinweisen auf Verbesserungsbedarf ohne konkrete Konsequenzen, die 

vor allem in den studentischen Kreisen zu einem Verlust der Glaubwürdigkeit der EU geführt 

haben. Es ist nur nach der massiven Eskalation der polizeilichen Gewalt gegen die 

Protestierenden im Spätsommer 2025, dass sich die EU-Kommission, das EU-Parlament und 

auch einige Mitgliedsstaaten wie Deutschland, Österreich oder Schweden zu einer stärkeren 

Kritik am Vorgehen der Regierung gegen die Protestierenden durchgerungen haben. (Radar, 

November 2025) In der Substanz bleibt aber noch immer die Reaktion der EU verhältnismäßig, 

widersprüchlich und wenig schlagfertig. 
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Diese Zurückhaltung ist sicherlich auch geopolitisch motiviert. Man agierte milde in Bezug auf 

Vučić, weil man ihn nicht vollends in die Hände von Russlands Präsident Putin zwingen will. 

Sicherlich spielen auch wirtschaftliche Interessen eine Rolle, ob jene von Frankreich, das seine 

Präsenz in Serbien in den letzten Jahren massiv verstärkt hat, oder jene Deutschlands, wo vor 

allem mit dem geplanten Projekt zum Lithiumabbau im serbischen Jadar-Tal Serbien als ein 

wichtiger Rohstofflieferant für Europas ökologische Transformation avancieren soll (Džihić 

2024). Die serbische Regierung nutzt die veränderte geopolitische Konstellation und die 

geopolitische Schwäche der EU gezielt zur außenpolitischen Aufwertung und zur 

innenpolitischen Legitimation ihres zunehmend autoritären Kurses (Müller et al. 2025, 4).  

 

Generell kann man schlussfolgern, dass die EU zwar sowohl bei Mitgliedsstaaten wie Polen und 

noch stärker bei Erweiterungskandidaten wie Serbien über Instrumente und Hebel zur 

Einforderung rechtsstaatlicher Standards verfügt, doch fehlt es an deren konsequenter und 

strategisch kohärenter Nutzung. Ob im Umgang mit den autoritären Umbauten während der PiS-

Herrschaft in Polen oder der fortschreitenden Repression unter Vučić in Serbien, es zeigt sich, 

dass geopolitische Interessen, die Suche nach Stabilität und interne EU-Dynamiken und 

Überlegungen das normative und wertebasierte Profil der EU und damit auch ihre 

Handlungsfähigkeit im Umgang mit sich autokratisierenden oder bereits autoritären Staaten 

einschränkt. Damit droht die EU nicht nur ihre Glaubwürdigkeit als wertebasierter Akteur zu 

verlieren, sondern läuft auch Gefahr, autoritäre Regime indirekt zu stabilisieren. 

 

8 Conclusio 
Die vorliegende Darstellung verdeutlicht, wie tief Prozesse der De-Demokratisierung und De-

Europäisierung in Polen und Serbien in staatliche, gesellschaftliche und mediale Strukturen 

eingedrungen sind. In beiden Fällen handelt es sich nicht um bloße Blockaden demokratischer 

Reform, sondern um strategische, substanziell und absolut verlaufende Umbauprozesse. Diese 

haben Institutionen entleert, Öffentlichkeiten verändert und ideologische Feindbilder verankert. 

 

Während Polen mit dem Regierungswechsel 2023 erste Schritte der Re-Demokratisierung setzt, 

zeigt die Präsidentschaftswahl 2025 und der Wahlsieg des rechtsnationalen Karol Nawrocki, der 

nun aktiv die Vorhaben der Regierung unter Donald Tusk unterminiert, dass demokratischer 

Wandel nach Phasen autoritärer Herrschaft kein Automatismus ist. Die Geschwindigkeit des 

Rückbaus von Demokratie und das Ausmaß der Entfernung von den Werten und Normen der 

EU stehen im scharfen Kontrast zur Langsamkeit des Wiederaufbaus nach einem 

Regimewechsel wie in Polen bzw. überhaupt zur Schwierigkeit eines Regimewechsels wie in 

Serbien. 
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In Serbien demonstrieren anhaltende Proteste zivilgesellschaftliche und demokratische 

Resilienz. Doch auch wenn dieser Widerstand Hoffnung macht, gleicht er noch nicht einem 

Regimewechsel. Der autoritäre Staatsapparat ist tief verankert, setzt Repression ein und 

kontrolliert zentrale Machtressourcen. Was sich in Polen und Serbien zeigt, ist gewiss kein 

regionales Randphänomen. Auch in etablierten Demokratien geraten zentrale Elemente 

demokratischer Ordnung unter Druck. Wer verstehen will, warum Re-Demokratisierung so 

schwerfällt und daher keinem Automatismus folgt, muss anerkennen, dass performative 

Rückbesinnung auf Demokratie und europäische Werte allein nicht ausreicht. Nötig sind 

struktureller Wiederaufbau, Schaffung einer diskursiven Gegenmacht und eine ideologische 

Neupositionierung innerhalb des demokratischen und europäischen Konsenses. Eines ist klar - 

wer Demokratie und Europa verteidigen will, muss ihre Rückeroberung als Langstreckenlauf 

begreifen, nicht als Sprint. 
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Müller, M., Strack, L., & Vulović, M. (2025). Die EU-Rohstoffpolitik: Testfall Serbien: 
Rechtsstaatlichkeit und Nachhaltigkeit als Maßstab für Europas Rohstoffkooperation. SWP-Aktuell, 
2025/A 08. 

 

Müller, P., Pomorska, K. & Tonra, B. (2021). The Domestic Challenge to EU Foreign Policy-Making: 
From Europeanisation to de-Europeanisation?.  Journal of European Integration, 43:5, 519-534. 

 

Potulski, J. & Kamińska-Korolczuk, K. (2024). Mass Media and Democratic Decline in Poland Using 
the Example of the State’s Policy Towards Supervisory and Control Bodies. Studia Politica Slovaca, 
XVII(2), 48–64. 

 

Sadurski, W. (2019). Poland's Constitutional Breakdown. Oxford: Oxford University Press. 



19 
Plattform für Nachhaltige Entwicklung (SDGs) 

Gesamtuniversitäre Plattform für die Förderung der Ziele 
für Nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen 

 

 

Schimmelfennig, F., & Sedelmeier, U. (2005). The Europeanization of East Central Europe. Cornell 
University Press. 

 

Sweeney, C. (2020). Democratic backsliding and political polarization in Poland: explaining the 
erosion of judicial and media freedoms. Wien: Diplomatische Akademie. 

 

World Justice Project (2024). Rule of Law Index 2024: Country Profile Serbia. (online) 
https://worldjusticeproject.org/rule-of-law-index/country/2024/Serbia (Zugriff: 15.Juni 2025). 


